
ben deshalb die Bestimmungen des Geschmacksmuster­
gesetzes in Kraft. Das schließt nicht aus, daß in Einzel­
fällen individuell-schöpferische Leistungen der indu­
striellen Formgestaltung, insbesondere bei ausgespro­
chen künstlerisch gestalteten Mustern, als Werke der 
angewandten Kunst nach den allgemeinen Bestimmun­
gen des URG geschützt werden25 *.

Urheberrecht und sozialistische Rechtspflege

Mit der Verabschiedung des Urheberrechtsgesetzes der 
DDR wurde ein wichtiger Beitrag zur Erfüllung einer 
der neuen Aufgaben auf dem Gebiet der- Rechtspflege 
in der Etappe des umfassenden Aufbaus des Sozialis­
mus geleistet, nämlich der Aufgabe, den vollen Gleich­
klang zwischen der gesamtgesellschaftlichen Entwick­
lung und dem Ausbau des sozialistischen Rechts her­
zustellen, damit dieses noch stärker als Kraft der Ent­
faltung der schöpferischen Kräfte des Menschen wirk­
sam wird211. Auch durch das neue Urheberrechtsgesetz 
erfahren die Rechte der Bürger der DDR sowie die 
der als Beauftragte der Arbeiter-und-Bauern-Macht zur 
Verbreitung des Werkes eingesetzten kulturellen Insti­
tutionen eine weitere demokratische Ausgestaltung.
Damit,muß zugleich eine Erhöhung der Garantien für 
die Einhaltung dieser Rechte verbunden sein. Das Ge­
setz wollte und konnte nicht jede Einzelheit regeln. 
Viele seiner Bestimmungen bedürfen der Auslegung im 
Sinne der „kulturpolitischen und ökonomischen Auf­
gaben, die in der Präambel des Gesetzes und in wei­
teren, für seine Anwendung richtungweisenden Bestim­
mungen zum Ausdruck gelangt sind. Es eröffnet auch 
der Rechtsprechung unserer Gerichte eine Fülle neuer 
Rechtsfragen, deren Lösung ein tiefes Verständnis für 
die Gesetzmäßigkeiten der sozialistischen Kulturrevo­
lution voraussetzt. Die sorgfältige Beachtung des Ur­
heberrechts ist dabei ein wesentliches Moment der Wis­
senschaftlichkeit in der Auseinandersetzung mit den 
bei der Schaffung und Verbreitung schöpferischer Werke 
und Leistungen zu lösenden Problemen der geistig-kul­
turellen Entwicklung.
In diesem Zusammenhang ist darauf aufmerksam zu 
machen, daß die neuen Vertragsmuster, die vor einiger 
Zeit — bereits in Erwartung des jetzt verabschiedeten 
Urheberrechtsgesetzes — vom Ministerium für Kultur 
für einzelne Bereiche des Urheberschaffens27 erarbeitet 
und bestätigt worden sind, den Ausschluß des Rechts­
wegs zugunsten einer nichtstaatlichen Schiedsgerichts­
barkeit, die nach den Regeln der ZPO über das schieds­
richterliche Verfahren prozediert, nicht mehr vorsehen. 
Die nach diesen Vertragsmustem zur gütlichen Bei­
legung von Streitfällen tätigen Schiedskommissionen28 * 
haben nur das Recht, den Parteien eine Einigung vor-- 
zuschlagen, aber keine Befugnis zur Entscheidung des 
Rechtsstreits. Beide Parteien haben, wenn eine Einigung 
nicht zustande kommt, das Recht, die Hilfe des Gerichts 
in Anspruch zu nehmen. Das wird zweifellos zu einer 
stärkeren Einschaltung des Gerichts in urhebervertrags­
rechtlichen Streitfällen und zugleich zur Erhöhung der

25 vgl. die Ausführungen über den Kunstschutz bei Münzer in 
diesem Heft.
2« vgl. Walter Ulbricht, Rede in der 27. Sitzung des Staatsrates 
am 4. April 1963, in: Rechtspflegeerlaß — bedeutsame Weiterent­
wicklung unserer sozialistischen Demokratie, Schriftenreihe des 
Staatsrates, Nr. 2/1963, S. 7.
27 Siehe Fußnote 16.
28 Die Schiedskommissionen sind mit den gleichnamigen ge­
sellschaftlichen Rechtspflegeorganen in den Wohngebieten nicht
identisch. Es sind vielmehr Beratungsgremien, für die die Par- 
teien *5e einen sachkundigen Beisitzer namhaft machen, die sich 
ihrerseits auf einen Vorsitzenden einigen. Sie sind — jeden­
falls nach ihrer in den gegenwärtig angewandten Vertrags­
mustern vorgesehenen Zusammensetzung, Aufgabenstellung 
und Arbeitsweise — vorprozessuale Schlichtungsgremien ohne 
eigene Rechtsprechungsfunktion.

Rechtssicherheit für alle Beteiligten führen, wobei an 
dem in der Praxis bewährten Grundsatz, daß der außer­
gerichtlichen eigenverantwortlichen Lösung des Streit-, 
falls durch eine Einigung der Partner der Vorrang ge­
bührt, durchaus festgehalten werden sollte.
In der Praxis ist bereits wiederholt die Frage aufge­
taucht, ob in urheberrechtlichen, insbesondere urheber­
vertragsrechtlichen Streitigkeiten zwischen sozialisti­
schen Organisationen (volkseigenen Betrieben, staat­
lichen Institutionen, gesellschaftlichen Organisationen 
usw.), z. B. bei Herausgeberverträgen zwischen einem 
Verlag und einer wissenschaftlichen Institution oder 
bei einem Lizenzvertrag zwischen kulturverbreitenden 
Institutionen, von denen die eine einen Teil der ihr 
vom Urheber übertragenen Werknutzungsrechte auf die 
andere weiter überträgt, der Rechtsweg zulässig ist. 
Hierauf gibt § 14 Abs. 1 der VO über die Aufgaben und 
die Arbeitsweise des Staatlichen Vertragsgerichts 
(SVGVO) vom 18. April 1963 (GBl. II S. 293) eine ein­
deutige Antwort. Danach ist das Staatliche Vertrags­
gericht für die Entscheidung sonstiger — d. h. bei außer­
halb der Bestimmungen des Vertragssystems stehenden 
Rechtsverhältnissen — vermögensrechtlicher Streitfälle 
zwischen sozialistischen Betrieben, sozialistischen Ge­
nossenschaften, staatlichen Organen, gesellschaftlichen 
Organisationen und Betrieben mit staatlicher Betei­
ligung zuständig. Da es sich in diesen urheberrechtlichen 
Streitfällen im wesentlichen um ökonomische Probleme 
handelt, ist für diese Streitigkeiten der Rechtsweg aus­
geschlossen20. Lediglich im reinen Nichtvermögens­
rechtsstreit, etwa um die Anerkennung der Heraus­
geberschaft u. ä. oder um nichtvermögensrechtliche An­
sprüche, die ein Beteiligter für den mit ihm durch Ver­
trag verbundenen Urheber geltend macht, wäre eine 
Klage vor Gericht zulässig.
§ 20 URG, der die Grundrichtung weist für die Gestal­
tung urheberrechtlicher Beziehungen zwischen Werk­
tätigen, die geistig-kulturell schöpferische Leistungen 
in Erfüllung ihrer Pflichten aus dem Arbeitsrechtsver­
hältnis erbringen, und ihren Betrieben, legt ebenfalls 
die Frage nahe, welches Rechtspflegeorgan zuständig 
ist, wenn es in diesen Beziehungen zu Streitigkeiten 
kommt, die die Partner selbst nicht lösen können. Hier 
ist darauf aufmerksam zu machen, daß § 20 URG dar­
auf orientiert, daß die Partner ihre aus dem Urheber­
recht des Werktätigen sich ergebenden Verhältnisse, 
vor allem die Vergütungsfrage und das betriebliche 
Nutzungsrecht, in ihren arbeitsrechtlichen Beziehungen 
konkret regeln. Es handelt sich also dem Wesen nach 
um arbeitsrechtliche Beziehungen, wenn auch um solche 
mit einem starken urheberrechtlichen Einschlag.
Das muß dazu führen, daß, soweit gesetzlich nichts 
anderes vorgeschrieben ist, in Streitfällen die zur Ent­
scheidung von Arbeitsstreitigkeiten nach den Bestim­
mungen des Gesetzbuchs der Arbeit vorgesehenen Or­
gane zuständig sind. Damit ist, sofern in dem betreffen­
den Betrieb eine Konfliktkommission besteht, gemäß 
§ 144 Buchst, c GBA zunächst diese anzurufen, bevor 
das Kreisgericht — im Wege des Einspruchs gegen einen 
Beschluß der Konfliktkommission — angerufen wer­
den kann30.

29 Der Anspruch muß daher gemäß § 15 Abs. 1 SVGVO bei 
dem Bezirksvertragsgericht geltend gemacht werden, in dessen 
Bezirk der Partner seihen Sitz hat, gegen den sich der Antrag 
richtet. Das Staatliche Vertragsgericht hat dabei in erster Linie 
die Bestimmungen des Urheberrechts sowie des allgemeinen 
Zivilrechts anzuwenden, auf denen die urheberrechtliche Re­
gelung aufbaut. Ob und inwieweit daneben Bestimmungen des 
Vertragsgesetzes anzuwenden sind, muß im Rahmen dieser 
Darlegungen offengelassen werden.
30 Die zur Entscheidung von Arbeitsrechtsstreitigkeiten berufe­
nen Rechtspflegeorgane haben dabei in ihrer Rechtsprechung 
sowohl das Arbeitsrecht als auch das Urheberrecht anzuwen­
den. Beide Rechtsgebiete gehen hier sehr stark ineinander 
über. Man kann diese Materie als urheberrechtlich modifizierte 
Arbeitsvertragsbeziehungen bezeichnen.
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